
sechs Wochen gründlich kontrolliert wird und ate Er
gebnisse der Kontrolle sowie Maßnahmen zur Über
windung festgestellter Mängel der Bezirksinspektion 
gemeldet werden.
c) Die Leiter der Arbeitsgruppen informieren den 
Kreislandwirtschaftsrat über aufgetretene Schwer
punkte.
d) Durch Anleitung des Vorstandes und der in der 
Rinderwirtschaft tätigen Mitglieder der LPG sind die 
Genossenschaftsmitglieder dafür zu gewinnen, eine 
Spezialistengruppe für Rinderwirtschaft und Herd
buchzucht zu bilden.
Der Rechtsmittelsenat hat diese Fragen in einer Ta
gung der VVB Tierzucht mit den Abteilungsleitern der 
Bezirksarbeitsgruppen beraten, um die sich aus dem 
Verfahren ergebenden ökonomischen Probleme den 
Tierzuchtinspektionen in allen Bezirken zugänglich zu 
machen. In dieser Aussprache wurde festgelegt, daß die 
behandelten Fragen in jedem Bezirk und Kreis aus
gewertet werden und die VVB Tierzucht über das Er
gebnis informiert wird.
Auch der VEAB wertete die in der Gerichtskritik 
behandelten Mängel im Handel mit Zucht- und Nutz
vieh mit allen für diesen Aufgabenbereich verantwort
lichen Mitarbeitern aus. Der Aufkäufer R. wurde 
disziplinarisch zur Verantwortung gezogen. Weiterhin 
wurden Kontrollmaßnahmen hinsichtlich der Verwen- 

~ dung der vom VEAB ausgegebenen Ohrenmarken ein
geleitet und veranlaßt, daß ab 1. September 1963 der 
Handel mit Zucht- und Nutzvieh ausschließlich über 
Nutzviehmärkte abgewickelt wird und die Aufkäufer 
die Leistungsunterlagen korrekt prüfen sowie den je
weiligen Milchleistungsprüfer und Tierarzt konsul
tieren.

Rolf S c h r ö d e r ,
Richter am Obersten Gericht

§ 1 Abs. 2 StEG i. d. F\ des Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung strafrechtlicher und verfahrensrechtlicher 
Bestimmungen vom 17. April 1963 (GBl. I S. 65); § 174 
StPO; Richtlinie Nr. 17 des Plenums des Obersten Ge
richts über die Durchführung des Eröffnungsverfahrens 
vom 14. Januar 1963 (NJ 1963 S. 89).
1. Der Ausspruch der Verpflichtung, den Arbeitsplatz 
innerhalb einer festgelegten Frist nicht zu wechseln, 
setzt neben den Gründen, die eine bedingte Verurtei
lung zulassen, keine weiteren zusätzlichen Gründe vor
aus. Auch die Tatsache, daß der Rechtsbrecher bereits 
längere Zeit im Betrieb tätig ist, schließt den Aus
spruch dieser Maßnahme nicht aus, da in vielen Fällen 
gewährleistet werden muß, daß der Rechtsbrecher sieh 
nicht der Einflußnahme des Kollektivs entzieht, wenn 
auch derartige Bestrebungen nicht notwendige Voraus
setzung einer solchen Maßnahme sind.
2. Kann nach dem Ergebnis der Ermittlungen mit einer 
Strafe ohne Freiheitsentzug gerechnet werden, so sind 
bereits in diesem Verfahrensstadium die Voraussetzun
gen für das Wirksamwerden einer solchen Strafe durch 
die erzieherische Einwirkung der Gesellschaft zu unter
suchen und zugleich Maßnahmen zur Mobilisierung der 
dazu erforderlichen gesellschaftlichen Kräfte zu treffen. 
Ist das Gericht infolge ungenügender Ermittlungen 
nicht in der Lage, einzuschätzen, wo und unter welchen 
Bedingungen der Angeklagte arbeitet, welche Stellung 
er zum Kollektiv einnimmt und ob dieses Kollektiv die 
Gew'ähr'bietet, den notwendigen erzieherischen Einfluß 
auf den Angeklagten auszuüben, so kann das Gericht 
das Verfahren unter Berücksichtigung der Richtlinie 
Nr. 17 nach § 174 StPO in das staatsanwaltschaftliche 
Ermittlungsverfahren zurückverweisen.
OG, Urt. vom 22. November 1963 — 3 Zst 16/63.

Dem Urteil des Stadtbezirksgerichts vom 29. August 
1963 liegen im wesentlichen folgende Feststellungen zu
grunde:
Die 22jährige, nicht vorbestrafte Angeklagte erlernte 
nach Abschluß der Grundschule den Beruf einer Wä
scherin und Plätterin, den sie aber aus gesundheit
lichen Gründen bereits nach Beendigung der Lehre auf
geben mußte. Sie unternahm in der folgenden Zeit aber 
auch keine Anstrengungen, sich für eine andere Tätig
keit zu qualifizieren, und arbeitete als ungelernte Ar
beiterin. Ihre Arbeitsstellen wechselte sie häufig und 
war auch zeitweilig ohne Beschäftigung. Von Juli 1962 
bis Mai 1963 arbeitete sie als Straßenbahnschaffnerin 
bei der BVG. Sie zeigte hier trotz ernsthafter Hinweise 
eine mangelhafte Arbeitsdisziplin, so daß ihr im No
vember 1962 wegen mehrmaligen unentschuldigten Feh
lens und Zuspätkommens sowie im August 1962 wegen 
wiederholter Kassendifferenzen jeweils ein Verweis 
erteilt werden mußte. Im Dezember 1962 unterschlug 
die Angeklagte Fahrgelder in Höhe von 73,75 DM und 
erhielt deshalb einen strengen Verweis. Als sie die im 
Mai 1963 zur Aburteilung stehende Straftat begangen 
hatte, wurde sie fristlos entlassen. Sie war danach kurze 
Zeit bei der Firma R. beschäftigt. Zum Zeitpunkt der 
Durchführung der Hauptverhandlung stand sie in kei
nem Arbeitsverhältnis. Die Angeklagte gehörte keiner 
gesellschaftlichen Organisation an und beteiligte sich 
nicht am gesellschaftlichen Leben.
Während ihrer Tätigkeit als Straßenbahnschaffnerin 
entnahm sie in der Zeit vom 3. bis 11. Mai 1963 täglich 
kleinere Beträge von den von ihr durch den Verkauf 
von Fahrscheinen vereinnahmten Geldern. Damit diese 
Entnahme bei den täglichen Abrechnungen nicht be
merkt werden sollte, unterließ sie die Buchung einer 
entsprechenden Anzahl verkaufter Fahrscheine. Auf 
diese Weise gelang es ihr, sich insgesamt 63,10 DM an
zueignen.
Auf Grund dieses Sachverhalts verurteilte das Stadt
bezirksgericht die Angeklagte wegen Unterschlagung 
staatlichen Eigentums (§ 29 StEG) zu einer bedingten 
Gefängnisstrafe von drei Monaten. Die Bewährungszeit 
legte es auf zwei Jahre fest.
Der gegen dieses Urteil gerichtete Kassationsantrag des 
Präsidenten des Obersten Gerichts der Deutschen De
mokratischen Republik, mit dem die Nichtanwendung 
des § 1 Abs. 2 StEG in der Fassung des Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung strafrechtlicher und ver
fahrensrechtlicher Bestimmungen vom 17. April 1963 
gerügt wird, ist begründet.
Aus den G r ü n d e n :
Der Rechtspflegeerlaß des Staatsrates verpflichtet die 
Gerichte, unter den neuen gesellschaftlichen Bedingun
gen den Kampf gegen alle Rechtsverletzungen umfas
sender und exakter, unter breiter und unmittelbarer 
Teilnahme der Werktätigen als Bestandteil des Kampfes 
des sozialistischen Staates und der gesellschaftlichen 
Kräfte für den gesellschaftlichen Fortschritt und gegen 
alle dem Sozialismus entgegenstehenden Hemmnisse zu 
führen. Die Verwirklichung dieser Prinzipien setzt bei 
dem Ausspruch von Strafen ohne Freiheitsentzug vor
aus, daß die Gerichte die weitere Erziehung des Rechts
brechers durch die Gesellschaft bewußt organisieren.
Das Stadtbezirksgericht hat verkannt, daß mit der An
wendung der ‘durch den Rechtspflegeerlaß geschaffenen 
Möglichkeit des Ausspruchs der Verpflichtung, den bis
herigen oder zugewiesenen Arbeitsplatz nicht zu wech
seln und besonders in der Arbeit zu zeigen, daß richtige 
Schlußfolgerungen aus der Verurteilung gezogen wur
den, die erzieherische Wirksamkeit einer bedingten 
Verurteilung wesentlich erhöht werden kann. Durch die 
Bindung an den Arbeitsplatz, die auf dem erzieheri
schen Wert der produktiven Arbeit beruht, werden die 
Kollektive der Arbeit, insbesondere die sozialistischen 
Brigaden, in die Lage versetzt, noch nachhaltiger auf 
straffällig gewordene Bürger einzuwirken, die durch 
ihr Verhalten gezeigt haben, daß sie noch nicht über 
ein genügendes sozialistisches Bewußtsein verfügen.
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